
 
 

 

 

 

Mag. Antonius Falkner 

Saxerstraße 11/8 

6811 Göfis 

 

 

 

Reutte, am 07.02.2014 

BiedOt/FögeWa 

 

 

Direktzustellung gemäß § 112 ZPO 

 

 

 

 

 

In der Anlage übermitteln wir, mit der Bitte um Kenntnisnahme,  

einen Schriftsatz gemäß § 112 ZPO. 

 

 

 

 

 

Mit freundlichen kollegialen Grüßen 

 

Dr. Christian PICHLER Rechtsanwalt 
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Sonstige Folgeeingabe 

 

Interne Informationen 

Akt: BiedOt/FögeWa Status: OK 
DJ / RA / R803188 Datum: 07.02.2014 08:45:32 
Einbringer: Dr. Christian PICHLER, Rechtsanwalt mid://20140207.E20788B31E.R803188.VJ@advokat.at 
 

Gericht (Dienststelle)  

818 - Landesgericht Innsbruck  
066 CG 63/2013m 
 

1. Kläger vertreten durch: 
 

Otto Biedermann 
Neu Grän 5 
6673 Grän 

 

 

Dr. Christian PICHLER Rechtsanwalt 
Untermarkt 16 
6600 Reutte 
Telefon: 05672 / 63694 
Fax: 05672 / 6323615 
AEV Gebühreneinzug AT502050900000107854 BIC: 
SPREAT21 
Einzahlungskonto AT902050900000107813 BIC: 
SPREAT21 

  

2. Kläger vertreten durch: 
 

Danica Biedermann 
Neu Grän 5 
6673 Grän 

 

 

Dr. Christian PICHLER Rechtsanwalt 
Untermarkt 16 
6600 Reutte 

  

3. Kläger vertreten durch: 
 

Markus Biedermann 
Neu Grän 5 
6673 Grän 

 

 

Dr. Christian PICHLER Rechtsanwalt 
Untermarkt 16 
6600 Reutte 

  

1. Beklagter vertreten durch: 
 

Walter Föger 
Untergsteig 13 
6600 Reutte 

 

 

Mag. Antonius Falkner 
Saxerstraße 11/8 
6811 Göfis 

  
 
Ausfertigungen: 3 

wegen: EUR 32.000,00 
 

Antrag auf Erlassung einer einstweilige Verfügung 

 
Vollmacht erteilt 

Gem. § 19a RAO wird Zahlung an den/die Rechtsvertreter begehrt 
 

I./ Mit Urteil des Landesgerichtes Innsbruck vom 9.1.2014 wurde der Beklagte und Gegner der 
gefährdeten Partei, Walter Föger, schuldig erkannt, Behauptungen in der Art und Weise zu 
unterlassen, wonach Otto Biedermann bzw. seine Familie (Frau Danica und Sohn Markus) mit 
dem Mord an Angelika Föger, der am 9.6.1990 in Anwesen 6673 Grän Nr. 49 verübt wurde, 
unmittelbar zu tun gehabt hätten. 
 

Das Urteil wurde am 23.01.2014 zugestellt.  
 

Der Beklagte zeigt sich von dieser Entscheidung, die zwar noch nicht rechtkräftig ist, jedoch 
die Rechtslage eindeutig wiedergibt, völlig unbeeindruckt. So initiierte er einen Beitrag in der 
Sendereihe "Am Schauplatz Gericht", die vom ORF produziert wird. In der Ausgabe des 
periodischen Druckwerkes "Rundschau Außerferner Nachrichten" in der Ausgabe vom 29./30. 
Jänner 2014 auf Seite 6 erschein ein Artikel, in dem für die genannte Sendung im ORF 
geworben wird. Walter Föger gab gegenüber dem Reporter Folgendes an: "Der Witwer des 
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Opfers, Walter Föger, verdächtigt die Käsereinfamilie ganz konkret" (gemeint ist, dass sie die 
wahren Mörder seiner Ehegattin seien). Weiter lautet es in diesem Artikel: "Walter Föger will 
für eine Wiederaufnahme der Staatsanwaltschaft auf die Sprünge helfen. Entgegen der 
Rückschläge gibt sich Föger weiter unbeeindruckt von der Beharrlichkeit der Justiz". 
 

In der Ausgabe der Kleinen Zeitung aus der Steiermark vom Dienstag, den 4.2.2014, Seite 12, 
kommt es noch dicker. Dort wird der Beklagte in einem Artikel wie folgt zitiert: 
 

"Walter Föger glaubt zu wissen, wo der Täter zu suchen ist. "In der Käserei. Der Sohn des 
Besitzers hat zuerst auf meine Frau eingestochen." Sterbend war das Opfer zum Lehrling in 
dessen Zimmer geflüchtet - und während dieser zum Nachbarn lief, um Hilfe zu holen, wurde 
auf die Frau neuerlich eingestochen. "Da war nur der Käsereibesitzer im Zimmer gewesen", so 
Föger." 
 

Beim Sohne des Besitzers handelt es sich um den Drittkläger Markus Biedermann, beim 
Besitzer der Käserei um den Erstkläger Otto Biedermann. Er bezichtigt diese somi, die Mörder 
seiner Ehegattin zu sein. 
 

Bescheinigungsmittel: 
Ausschnitt der Rundschau Außerferner Nachrichten vom 29./30.1.2014 Seite 6 

Ausschnitt der Kleinen Zeitung vom Dienstag 4.2.2014, Seite 12  
 

II. Gemäß § 381 EO können zur Sicherung anderer Ansprüche einstweilige Verfügungen 
getroffen werden, wenn zu besorgen ist, dass sonst die Verwirklichung des fraglichen 
Anspruches vereitelt oder erheblich erschwert werden würde und wenn derartige Verfügungen 
zur Abwendung eines drohenden unwiederbringlichen Schadens nötig erscheinen.  
 

Laut der herrschenden Rechtsprechung ist bei einem Eingriff in die Ehre (aber auch bei einem 
Eingriff in den wirtschaftlichen Ruf einer Person) ein unwiederbringlicher Schaden 
anzunehmen, zu dessen Abwendung eine EV nötig ist, weil die Auswirkungen einer 
Ehrverletzung oder Rufschädigung kaum zu überblicken sind und sich durch Geldersatz nicht 
völlig ausgleichen lassen. Es bedarf daher keiner gesonderten Gefahrengescheinigung (SZ 
61/193, 4OB134/94 und andere). 
 

In gegenständlichem Falle ist jedoch durch das Verhalten des Beklagten eine konkrete Gefahr 
ohnedies deutlich bescheinigt. Die oben zitierten Artikel sprechen für sich.  
 

Gemäß § 382 EO sind die Sicherungsmittel, die das Gericht je nach Beschaffenheit des im 
einzelnen Falle zu erreichenden Zweckes auf Antrag der gefährdeten Partei ergreifen kann, 
insbesondere das an den Gegner der gefährdeten Partei gerichtete Verbot einzelner 
nachteiliger Handlungen. In vorliegendem Falle ist dieses Sicherungsmittel das an den 
beklagten gerichtete Verbot, Behauptungen in der Art und Weise zu tätigen, dass Otto 
Biedermann und seine Familie (Frau Danica und Sohn Markus) mit dem Mord an Angelika 
Föger, die am 9.6.1990 in Anwesen 6673 Grän 49 verübt wurde, unmittelbar zu tun gehabt 
hätten, insbesondere, dass der Erst- oder Drittbeklagte gar der Täter gewesen sei.  
 

Gemäß § 387 EO ist das Gericht, bei dem der Prozess in der Hauptsache anhängig ist, zur 
Bewilligung einstweiliger Verfügungen zuständig.  
 

Hervorzuheben ist, dass der Anspruch der Kläger im Urteil des Landesgerichtes Innsbruck 
vom 9.1.2014 ausreichend begründet wird, die Kläger stützen ihren Anspruch insbesondere 
auf die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes in Verbindung mit § 54 und 68 StPO. Auch 
die rechtliche Beurteilung im Urteil, Seite 10 ff, wird verwiesen und diese als 
Anspruchsgrundlage herangezogen.  
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Die Kläger haben ferner gemäß den Bestimmungen nach § 16 und 1330 Abs 2 ABGB einen 
Anspruch auf die Unterlassung von Tatsachenbehauptungen und Verbreitung derselben, die 
den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen anderer gefährden, wenn sie unwahr sind. Auch 
auf diesen Titel wird der Unterlassungsanspruch der Kläger und gefährdeten Parteien 
gegründet.  
 

Die Vorwürfe des Beklagten sind falsch und unzulässig, als Täter des Mordes an Angelika 
Föger wurde der geständige Martin Kofler rechtskräftig vom Landesgericht Innsbruck am 
30.10.1991 wegen Mordes verurteilt, er verbüßte die verhängte Freiheitsstrafe von 13 Jahren. 
Sämtliche Wiederaufnahmsanträge und Anzeige des Beklagten gegen die Kläger wurden von 
der Staatsanwaltschaft bzw. dem zuständigen Landesgericht und Oberlandesgericht 
Innsbruck zurückgelegt.  
 

Bescheinigungsmittel: 
Vorliegendes Verfahren 66 Cg 63/13 m, insbesondere Akt 20 HV 16/91 des Landesgerichtes 
Innsbruck, der diesem Akt angeschlossen ist und ferner des Aktes 16 St 150/12 a der 
Staatsanwaltschaft Innsbruck, der ebenfalls dem Gericht beigelegt wurde.  
Zeitungsausschnitte  
Rundschau Außerferner Nachrichten  
Kleine Zeitung 

 

II./ Auf Grund der beharrlichen Negierung der Ansprüche der klagenden Parteien und auch des 
Urteiles des Landesgerichtes Innsbruck, das dem Beklagten im Zeitpunkt der 
Kontaktaufnahme mit den Reportern der periodischen Druckwerke "Rundschau Außerferner 
Nachrichten" und "Kleine Zeitung" bekannt gewesen sein musste, bedarf es einer 
einstweiligen Verfügung, um die Ansprüche der klagenden Parteien für die Zukunft zu sichern. 
Es ist davon auszugehen, dass der Beklagte die Kläger weiterhin mit den 
streitgegenständlichen Behauptungen beleidigt und verunglimpft. Die unmittelbar nach 
Ergehen des Urteils I. Instanz im vorliegenden Verfahren erfolgten Pressemeldungen sind 
geradezu dreist und provokant, sie dokumentieren, dass der Beklagte durch die Entscheidung 
des Landesgerichtes Innsbruck nicht von weiteren Verfolgungen der Kläger ablässt, sondern 
geradezu animiert erscheint, diese zu intensivieren. Auch belegt der weiters beigelegte 
Internetauftritt des Beklagten, dass er die vorliegende Entscheidung des Landesgerichtes 
Innsbruck nicht nur ignoriert, sondern gerade zu wider besseren Wissens gegen diese handelt. 
Hier ist daher dringend Abhilfe geboten. 
 
 

Bescheinigungsmittel: 
wie bisher  
aktueller Auszug aus der Webseite des Beklagten   
 

Die gefährdeten Parteien beantragen daher nachstehende  
 

EINSTWEILIGE VERFÜGUNG 

 

1./ Dem Gegner der gefährdeten Partei Walter Föger wird ab sofort verboten, Behauptungen in 
der Art und Weise zu äußern, wonach Otto Biedermann bzw. seine Familie (Frau Danica und 
Sohn Markus) mit dem Mord an Angelika Föger, der am 9.6.1990 im Anwesen 6673 Grän 
Nr.49 verübt wurde, unmittelbar zu tun gehabt hätten, insbesondere wird im Verboten zu 
behaupten, Markus oder Otto Biedermann hätten Angelika Föger ermordet. 
 

2./ Diese einstweilige Verfügung wird bis zur rechtskräftigen Erledigung des Verfahrens 66 Cg 
63/13 m erlassen.  
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3./ Über die Kosten dieses Provisorialverfahrens wird im Hauptprozess zu 66 Cg 63/13 m 
abgesprochen. 
 

Reutte, am 06.02.2014  
 
 
 
 

Kostenverzeichnis: 

Schriftsatz TP3A        EUR    673,80 

50 % ES                 EUR    336,90 

15 % STG                EUR    151,61 

ERV-Kosten              EUR      1,80 

20 % USt                EUR    232,82 

S u m m e               EUR  1.396,93 

 

BiedOt/FögeWa/3AS1/DJ/0 

 
 
Anlagen: 

07.02.2014, Beilage, ,  
























